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3. Änderung zur Satzung zur Festsetzung und Erhebung von Elternbeiträgen für die Vorhaltung 
und Inanspruchnahme von Angeboten zur Förderung von Kindern in Einrichtungen der 
Gemeinde Zeuthen und in anderen bedarfserfüllenden Angeboten -Kitabeitragssatzung- vom 
19.12.2018 (3. Änderungssatzung)

Auf der Grundlage 
• der §§ 3, 28 Abs. 2 (9) Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf)

vom 18. Dezember 2007 (GVBl.I/07, [Nr. 19], S.286), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 30. Juni 2022 (GVBl.I/22, [Nr. 18], S.6)

• des § 36 Abs. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) vom 19. Februar 1987, zuletzt geändert 
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 73), in der derzeit gültigen 
Fassung 

• des §§ 1, 2, 3, 4, 6, 7, 9, 12, 17, 17a, 18, 22 und 23 des Zweites Gesetz zur Ausführung des 
Achten Buches des Sozialgesetzbuches - Kinder- und Jugendhilfe - (Kindertagesstättengesetz 
- KitaG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 2004 (GVBl.I/04, [Nr. 16], S.384), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (GVBl.I/23, [Nr. 13], S.4

• des § 90 des Sozialgesetzbuches (SGB) Achtes Buch (VIII) Kinder- und Jugendhilfe vom 11. 
September 2012 (BGBL. S.2022), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. 
Dezember 2022 (BGBl. I S.2824; 2023 I Nr. 19), in der derzeit gültigen Fassung 

• des Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch Artikel 
8v des Gesetzes vom 12. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 359) in der derzeit gültigen Fassung 

• der Richtlinie des Landkreises Dahme-Spreewald über die Förderung von anderen 
bedarfserfüllenden Angeboten der Kindertagesbetreuung vom 07. September 2022 in der 
derzeit gültigen Fassung 

hat die Gemeindevertretung Zeuthen in Ihrer Sitzung am XX.XX.XXXX folgende 3. Änderung zur 
Kitabeitragssatzung vom 19.12.2018 beschlossen:  

§ 5 Beitragsbefreiung nach §§ 50 u. 51 KitaG

(1) Von Personensorgeberechtigten ist kein Elternbeitrag zu erheben, wenn Eltern oder Kinder 
- Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch, 
- Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches oder 
- Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn 
die Eltern des Kindes 
- Kinderzuschlag gemäß § 6a des Bundeskindergeldgesetzes oder 
- Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz 
erhalten.

(2) Von Personensorgeberechtigten ist kein Elternbeitrag zu erheben, wenn Eltern über ein 
Elterneinkommen nach § 7 von bis zu 20.000 Euro verfügen.

(3) Für Kinder, die nicht nach § 17a oder § 50 KitaG beitragsfrei zu betreuen sind, dürfen im 
Zeitraum vom 1. Januar 2023 bis 31. Dezember 2024 Elternbeiträge in Höhe der 
Tabellenwerte der Anlage 1-2 dieser Satzung erhoben werden, es sei denn, der Elternbeitrag 
übersteigt die Höchstbeiträge gemäß Absatz 4 bis 7 (sozialverträgliche 
Elternbeitragsgrenzen). Die Wirksamkeit einer Elternbeitragsregelung des Trägers der 
Kindertagesstätte bleibt von den Höchstbeiträgen unberührt. Übersteigt ein Tabellenwert oder 
übersteigen mehrere Tabellenwerte einer Elternbeitragstabelle die in Absatz 2 bis 6 
genannten Höchstbeiträge, kann lediglich ein Beitrag bis zum Höchstbeitrag festgesetzt und 
erhoben werden.

(4) Für Eltern von Kindern bis zum vollendeten dritten Lebensjahr dürfen bei einem jährlichen 
Einkommen gemäß § 7 von bis zu 55.000 Euro folgende sozialverträgliche 
Elternbeitragsgrenzen für die Elternbeiträge monatlich nicht überschritten werden 
(Höchstbeiträge Kinderkrippe):
a. Jahreseinkommen bis 40.000 Euro: 60 Euro
b. Jahreseinkommen bis 45.000 Euro: 100 Euro
c. Jahreseinkommen bis 50.000 Euro: 150 Euro
d. Jahreseinkommen bis 55.000 Euro: 210 Euro.
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(5) Für Kinder im Grundschulalter dürfen bis zu einem jährlichen Einkommen gemäß § 7 von 
55.000 Euro folgende sozialverträgliche Elternbeitragsgrenzen für die Elternbeiträge monatlich 
nicht überschritten werden (Höchstbeiträge Hort):
a. Jahreseinkommen bis 40.000 Euro: 40 Euro
b. Jahreseinkommen bis 45.000 Euro: 45 Euro
c. Jahreseinkommen bis 50.000 Euro: 55 Euro
d. Jahreseinkommen bis 55.000 Euro: 70 Euro.

(6) Die Höchstbeiträge Krippe sind um ein Zehntel für jede Betreuungsstunde zu reduzieren, die 
ein vereinbarter täglicher Betreuungsumfang von acht Stunden unterschritten wird. Sie sind 
um ein Zehntel für jede Betreuungsstunde zu erhöhen, die ein vereinbarter täglicher 
Betreuungsumfang von acht Stunden überschritten wird. Dies gilt bis zu einem 
Mindestbetreuungsumfang von sechs Stunden und einer verlängerten Betreuungszeit von 
zehn Stunden täglich. Wochenkontingente sind in tägliche Betreuungsumfänge umzurechnen.

Der Höchstbeitrag gilt in den Fällen der Absätze 4 bis 6 für alle Kinder der Personensorgeberechtigten 
in der gleichen Altersgruppe in gleicher Höhe. 

§ 6 Beitragsbefreiung von Elternbeiträgen

(1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kindertagesbetreuung in Kindertagesstätten und 
Kindertagespflege darf kein Elternbeitrag erhoben werden, für Kinder,

1. die sich im letzten Kita-Jahr vor der Einschulung befinden,
2. die sich im vorletzten Kita-Jahr vor der Einschulung befinden und
3. die das dritte Lebensjahr vollendet haben und noch nicht eingeschult wurden

(Elternbeitragsbefreiung). Dies gilt nicht für das Essengeld und die Inanspruchnahme von Leistungen, 
die den ortsüblichen Rahmen erheblich übersteigen. Die Elternbeitragsbefreiung nach Satz 1 gilt auch 
für Kinder, die in Hilfemaßnahmen nach den §§ 33 und 34 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 
gefördert werden. Die Sätze 1 bis 3 finden auch Anwendung auf Kinder, die in Brandenburg ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt haben und für die gemäß dem Staatsvertrag zwischen dem Land Berlin und 
dem Land Brandenburg über die gegenseitige Nutzung von Plätzen in Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung vom 7. Dezember 2001 (GVBl. I S. 54) ein Elternbeitrag in Brandenburg 
erhoben werden könnte.

 (3) Die Elternbeitragsbefreiungen gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 gelten jeweils für ein Kita-
Jahr. Sie sind für das Kind nach den planmäßigen Einschulungsstichtagen gemäß dem 
Brandenburgischen Schulgesetz zu ermitteln. Die Elternbeitragsbefreiung gemäß Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 verlängert sich um die Zeit einer Zurückstellung von der Einschulung nach dem 
Brandenburgischen Schulgesetz. Die Elternbeitragsfreiheit gemäß Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 beginnt 
ab dem Monat, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet hat.

(4) Liegen die Voraussetzungen der Elternbeitragsbefreiung am 1. August eines Jahres vor, so 
werden bis zur Aufnahme des Kindes in die Schule keine Elterngeldbeiträge erhoben; Absatz 3 Satz 3 
bleibt unberührt. Für Kinder, die nach dem Brandenburgischen Schulgesetz vorzeitig eingeschult 
werden, werden die erhobenen Elternbeiträge, nachdem die Personensorgeberechtigten der 
Gemeinde Zeuthen die vorzeitige Einschulung gemeldet haben, erstattet. Die Meldung ist bis zum 1. 
Juni vor der Einschulung abzugeben. Die Erstattung zunächst gezahlter Elternbeiträge erfolgt 
spätestens drei Monate nach der Einschulung.

§ 7 Einkommen nach § 2a KitaG

(1) Elterneinkommen im Sinne dieses Gesetzes ist die Gesamtsumme der laufenden Netto-
Einnahmen aller im Haushalt des Kindes lebenden Eltern. Eltern im Sinne dieser Vorschrift sind die 
Personen, die die elterliche Sorge gemäß § 1626 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches im 
Haushalt des Kindes tatsächlich gemeinsam ausüben. Eine Personensorgeberechtigung muss nicht 
bestehen. Diejenigen, die Elternbeiträge für Angebote der Kindertagesbetreuung festsetzen und 
erheben, sind nicht verpflichtet, die angegebenen Beziehungen der im Haushalt lebenden Personen 
zueinander zu überprüfen. Sie weisen die Personensorgeberechtigten auf die möglichen rechtlichen 
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Folgen von Falschangaben hin. Sie stimmen mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe das 
weitere Vorgehen bei Falschangaben ab.

(2) Zum Elterneinkommen gemäß Absatz 1 sind alle Einkünfte in Geld oder Geldeswert zu rechnen, 
mit Ausnahme

1. der Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch,
2. der Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen, die eine 

entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen, und
3. der Renten oder Beihilfen nach dem Bundesentschädigungsgesetz für Schaden an Leben 

sowie an Körper oder Gesundheit bis zur Höhe der vergleichbaren Grundrente nach dem 
Bundesversorgungsgesetz,

4. von Einkünften aus Rückerstattungen, die auf Vorauszahlungen beruhen, die 
Leistungsberechtigte aus dem Regelsatz gemäß dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch 
erbracht haben.

Zum regelmäßigen Elterneinkommen zählen insbesondere auch Erwerbsminderungs-, 
Erwerbsunfähigkeits- und Waisenrenten, Unterhaltsbezüge sowie der Bezug von Elterngeld. 
Abweichend von Absatz 1 bleiben bei der Einkommensberechnung das Kindergeld und das 
Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer 
Betracht.

(3) Von dem Elterneinkommen gemäß Absatz 2 sind abzusetzen

1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der Beiträge zur Arbeitsförderung,
3. Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen, soweit 

diese Beiträge gesetzlich vorgeschrieben oder tatsächlich geleistet worden sind, es sei denn, 
die geleisteten Beiträge sind offensichtlich überhöht, sowie geförderte Altersvorsorgebeiträge 
nach § 82 des Einkommensteuergesetzes, soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des 
Einkommensteuergesetzes nicht überschreiten, und

4. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben, sogenannte 
Werbungskosten.

(4) Maßgeblich ist das Elterneinkommen in dem Kalenderjahr (Jahreseinkommen), das der Aufnahme 
des Kindes in die Kindertagesbetreuung vorausgegangen ist, es sei denn, es wird im laufenden 
Kalenderjahr ein anderes Haushaltseinkommen nachgewiesen. Unterjährige Einkommensänderungen 
sind bei Festsetzung von Elternbeiträgen zu berücksichtigen. Bei einem Wechselmodell sind die 
Jahresnettoeinkommen beider Elternteile abzüglich von Unterhaltsleistungen des jeweils anderen 
Elternteils getrennt zu ermitteln und anschließend zu addieren. Sie bilden das Elterneinkommen.

(5) Soweit Elternbeitragsregelungen im Sinne des § 17 dieses Gesetzes und § 90 des Achten Buches 
Sozialgesetzbuch abweichende Regelungen zur Einkommensermittlung und -bestimmung enthalten, 
finden diese keine Anwendung hinsichtlich der nach diesem Gesetz geltenden 
Elternbeitragsbefreiungen und -begrenzungen. Für diese gelten ausschließlich die Absätze 1 bis 4.

§ 15 Inkrafttreten/Außerkraftsetzung

Änderung wie folgt: 
„Die 3. Änderung zur Kitabeitragssatzung vom 19.12.2018 tritt zum 01.08.2024 in Kraft. Die 
Kitabeitragssatzung vom 19.12.2018, die 1. Änderung der Kitabeitragssatzung vom 23.06.2020 und 2. 
Änderung der Kitabeitragssatzung vom 01.12.2021 wird entsprechend geändert.“

Anlagen: Änderungen wie folgt: Elternbeitragstabellen 1-2


